
Verteidigung — und dazu gehören rechtzeitige Ladung 
und Hinweis auf die veränderte Rechtslage — von den 
Kreisgerichten häufig nicht beachtet werden, daß es 
darum Aufgabe der Bezirksgerichte ist, solche Gesetzes­
verletzungen zu kritisieren, um damit zur künftigen 
exakten Einhaltung der Vorschriften zu erziehen. Das 
darf aber nicht dazu führen, die klar abgegrenzten Be­
stimmungen des Verfahrensrechts auszuweiten. Die 
notwendige Aufhebung des Urteils und Zurückverwei­
sung der Sache an das erstinstanzliche Gericht nach 
§ 291 Ziff. 5 StPO muß darauf beschränkt bleiben, daß 
— wie das Gesetz es sagt — die Vorschriften über das 
Recht auf Verteidigung verletzt worden sind. Das trifft 
nur zu auf die Bestimmungen des Abschnitts 10 im 
zweiten Kapitel der Strafprozeßordnung, also der §§ 74 
bis 82. Jede darüber hinausgehende Ausdehnung der 
Vorschrift des § 291 Ziff. 5 StPO würde dazu führen, 
daß bei Verletzung aller dem Schutz des Angeklagten 
dienenden Bestimmungen des Verfahrensrechts mit 
Notwendigkeit das Urteil aufzuheben ist, ohne daß es 
einer Nachprüfung bedürfte, ob das Urteil darauf be­
ruht.3)

In diesem Zusammenhang bedarf einer Nachprüfung 
auch die Auffassung des Bezirksgerichts, daß die unter­
bliebene Wiederherstellung der Öffentlichkeit nach 
nichtöffentlicher Verhandlung gemäß § 291 Ziff. 4 StPO 
notwendig zur Aufhebung des Urteils und Zurückver- 
weisung der Strafsache führe. Die Öffentlichkeit der 
Gerichtsverhandlung hat eine außerordentliche er­
zieherische Bedeutung, sie erhöht gleichzeitig die Ver­
antwortlichkeit der Richter, Staatsanwälte und Rechts­
anwälte, indem sie deren Tätigkeit der Kontrolle durch 
die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik 
unterwirft. Darum ist die Entfernung der Zuhörer aus 
dem Gerichtssaal nur in Ausnahmefällen möglich, und 
deshalb führt die Verletzung der Vorschriften über die 
Öffentlichkeit eben notwendig zur Aufhebung des Ur­
teils. Anders ist die Rechtslage jedoch in den oben 
erwähnten Fällen. Soweit hier das Bezirksgericht Ent­
scheidungen der Jugendgerichte aufgehoben hat, weil 
ausweislich des Protokolls die Öffentlichkeit nicht zur 
Urteilsverkündung wiederhergestellt wurde, sind diese 
Entscheidungen schon im Hinblick auf § 41 JGG falsch. 
Da in Jugendstrafsachen grundsätzlich die ganze Haupt­
verhandlung nicht öffentlich durchgeführt wird, findet 
insoweit § 84 StPO (wie selbstverständlich auch § 83 
StPO) keine Anwendung. Was aber die allgemeinen 
Strafsachen anlangt, so darf zunächst aus der Trennung 
der Vorschriften über die Öffentlichkeit der Verhand­
lung (§ 83 StPO) und die Öffentlichkeit der Urteilsver­
kündung (§ 84 StPO) geschlossen werden, daß beide 
Fälle eine verschiedene Behandlung zu erfahren haben. 
In Anbetracht der dem Prinzip der Öffentlichkeit zu­
grunde liegenden erzieherischen Aufgabe der Gerichts­
verhandlung ist die öffentliche Durchführung der 
ganzen Hauptverhandlung zweifellos von größerer Be­
deutung als die öffentliche Verkündung des Urteils 
nach nichtöffentlicher Verhandlung. Demzufolge bedarf 
die Verletzung der Vorschrift über die Öffentlichkeit 
der Verhandlung eines besonderen Schutzes, wie ihn der 
§ 291 Ziff. 4 StPO verwirklicht. Nach der Meinung 
der Revisoren ist es darum nicht gerechtfertigt, unter 
Bezugnahme auf § 291 Ziff. 4 StPO zur Aufhebung des 
Urteils nur deshalb zu kommen, weil ausweislich des 
Protokolls nach nichtöffentlicher Sitzung die Öffentlich­
keit für die Urteilsverkündung nicht wiederhergestellt 
wurde; diese Auffassung wird auch durch den Wort­
laut der Vorschrift gerechtfertigt. Im übrigen sei in 
diesem Zusammenhänge auch auf die Notwendigkeit 
des sorgfältigen Protokollierens hingewiesen, da es 
erfahrungsgemäß oftmals nur eine Unrichtigkeit des 
Protokolls darstellt, wenn der Vermerk über die Wie­
derherstellung der Öffentlichkeit bei der Urteilsverkün­
dung fehlt.

2. Als weiteren ideologischen Mangel stellte die Re­
vision opportunistisches Zurückweichen in der Recht­
sprechung des Bezirksgerichts fest, das in der Umgehung 
der strafrechtlichen Konsequenz bei festgestellter Ver­
antwortlichkeit, in der Unterlassung klarer Weisungen 
hinsichtlich der Strafhöhe und in der bereits erwähnten 
Umgehung der Feststellung der „Gewerbsmäßigkeit“ 
bei Verbrechen gegen das Handelsschutzgesetz zum 
Ausdruck kommt.

3) vgl. hierzu auch die Anmerkung von Schumann in NJ 
1953 S. 310.

Der Auffassung, daß das Bezirksgericht vor der sach­
gemäßen Feststellung der strafrechtlichen Verantwor- 
lichkeit des Angeklagten zurückweicht, liegt vor allem 
eine Entscheidung zugrunde, die das Bezirksgericht als 
erstinstanzliches Gericht gefällt hat. Bei dem Ange­
klagten handelte es sich hier um einen leitenden Staats­
funktionär, der in der ehemaligen Landesregierung für 
die gesamte Durchführung des Bodenreform-Baupro­
gramms in dem betreffenden Land der Deutschen 
Demokratischen Republik verantwortlich war. Seine 
Verantwortung beruhte also auf seiner Stellung als 
Hauptabteilungsleiter im Ministerium für Aufbau; der 
Umfang der von ihm erwarteten Tätigkeit, z. B. die 
Höhe des Bausolls und die Durchführung des Baupro­
gramms im einzelnen, war durch mehrere Regierungs­
beschlüsse festgelegt, bei denen der Angeklagte selbst 
entscheidend mitgewirkt hatte. Das Bezirksgericht hat 
richtig die politische Bedeutung des Bodenreform- 
Bauprogramms für die Festigung des Bündnisses 
zwischen der Arbeiterklasse und der werktätigen 
Bauernschaft gewürdigt und auch den Umfang der 
Verantwortlichkeit des Angeklagten, unter dessen Lei­
tung das Bauprogramm nur zu 24% bzw. 9,5% erfüllt 
worden war, festgestellt. Trotzdem hat es den Ange­
klagten aber nur wegen eines fahrlässig begangenen 
Vergehens nach § 1 Abs. 2 WStVO zu einer Strafe ver­
urteilt, die der Schwere und Gefährlichkeit der Tat 
nicht entspricht. Die Verneinung des Vorsatzes glaubte 
das Bezirksgericht daraus herleiten zu können, daß der 
Angeklagte die Durchführung des Bauprogramms 
„wenigstens versucht hat“ — und das, obwohl sich 
aus dem Sachverhalt ergibt, daß der Angeklagte die 
Kontrollabteilung bewußt ausgeschaltet hatte. Zur Be­
gründung für die Anwendung des unverhältnismäßig 
niedrigen Strafmaßes führt das Bezirksgericht an, daß 
„die Strafe zwar erzieherisch auf alle verantwortlichen 
Verwaltungsangestellten einwirken muß, aber auch 
nicht vor der Übernahme verantwortlicher Funktionen 
,abschrecken‘ soll“. Hierbei hat das Bezirksgericht vor 
allem die für die Arbeit der Gerichte so wesentliche 
Aufgabe nicht erkannt, nämlich bei der Erziehung der 
Mitarbeiter in staatlichen und wirtschaftlichen Organen 
durch ihre Rechtsprechung und durch ihre Prozeß­
führung entscheidend mitzuwirken. Gerade dieses Ver­
fahren hätte sehr wesentlich zur Hebung der Verant­
wortlichkeit eines jeden Angestellten im Staatsapparat, 
zur Hebung der Staats- und Arbeitsdisziplin beitragen 
können.

Aber auch in der zweiten Instanz hat das Bezirks­
gericht keine klare Auffassung zur Bedeutung der 
Frage der Verantwortlichkeit gezeigt. Ohne sich z. B. 
selbst zum Umfang der Verantwortlichkeit eines leiten­
den Angestellten der Konsumgenossenschaft zu äußern, 
gibt das Bezirksgericht aber dann dem Kreisgericht die 
Weisung, die Verantwortlichkeit ernsthaft zu prüfen, 
wobei es jedoch gleichzeitig empfiehlt, den „Verant­
wortungsgrundsatz“ nicht zu überspannen.

Ein Zurückweichen vor der konsequenten Anwendung 
unserer Gesetze als Folge des Nichterkennens der Ge­
fährlichkeit der Tat ist auch in den Entscheidungen des 
Bezirksgerichts festzustellen, denen Verbrechen gegen 
das Handelsschutzgesetz zugrunde liegen. Infolge der 
besonderen Lage des Bezirksgerichts sind diese Ver­
brechen gerade dort häufig und darum mit Entschie­
denheit zu bekämpfen. Wenn das Handelsschutzgesetz 
sich gegen die Störungsversuche der Feinde auf dem 
Gebiete des Handels in unserer demokratischen Wirt­
schaft im allgemeinen richtet, so soll mit der Einbe­
ziehung der gewerbsmäßig begangenen Verbrechen nach 
dem Handelsschutzgesetz in die besonders schweren 
Fälle des § 2 Abs. 2 der Kampf vor allem gegen die­
jenigen geführt werden, die unter Ausnutzung des 
Schwindelkurses einen Vorteil für sich herauszu­
holen versuchen. Diesen Kampf kann man aber 
nicht führen, wenn man vor der Anwendung dieser 
Vorschriften zurückweicht. Das Bezirksgericht hat z. B. 
einen westberliner Unternehmer, der laufend Waren 
ohne Warenbegleitschein nach Westberlin eingeführt 
und an seine Kunden weiterveräußert hatte, deshalb 
nicht als gewerbsmäßig Handelnden verurteilt, weil es 
ihm glaubte, daß er ohne Gewinn weiterverkauft hat, 
und weil „auch sonst kein Vorteil“ für den Angeklagten 
ersichtlich war, da seine Kunden auch dann weiter von 
ihm bezogen haben würden, wenn er ihnen diese „Ge­
fälligkeit“ nicht erwiesen hätte.
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